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A n t r a g
(Alternativantrag)

der Fraktionen DIE LINKE, CDU, SPD und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN 

zu dem Antrag der Fraktion der CDU 
- Drucksache 7/2168 - 
Schutz des Lebens und seelischen Wohlbefindens von 
Senioren und anderen Risikogruppen während der Co-
rona-Pandemie

Gesundheit und Wohlbefinden von Risikogruppen auch 
in Extremsituationen schützen

I. Der Landtag fordert die Landesregierung auf, in etwaigen weiteren 
pandemischen Situationen, in denen Kontaktbeschränkungen und 
Einschränkungen zum Schutz der Bevölkerung unumgänglich sind, 
sowohl den Schutz des Wohlbefindens als auch des Lebens von 
vulnerablen Gruppen, wie Menschen hohen Alters oder mit Behin-
derungen, aufrechtzuerhalten. Dazu sollen insbesondere in ausrei-
chendem Maße Besuche von Angehörigen und Freunden sicher er-
möglicht werden.

II. Der Landtag stellt fest, dass
1. es weiterer Verbesserungen im System der Altenpflege bedarf, 

um eine qualitätsgerechte und finanzierbare Pflegeversorgung 
bei gleichzeitig guten Arbeitsbedingungen zu erreichen; daher 
sind dahin gehende Initiativen der Landesregierung im Bundes-
rat richtig und notwendig;

2. auch die Erarbeitung und Veröffentlichung des 2. Thüringer Se-
niorenberichts und die Implementierung des Landesprogramms 
für solidarisches Zusammenleben der Generationen ein Baustein 
sind, um die Interessen und Bedarfe von Seniorinnen und Senioren 
in der regionalen und überregionalen Landesförderung zu sichern;

3. sich insbesondere in der ersten Phase der Corona-Krise gezeigt 
hat, auch die helfenden Kräfte in der Gesellschaft, ob als Nach-
barschaftshilfe oder ehrenamtliche Betreuung von Bedürftigen, 
Rücksichtnahme und ein solidarisches Miteinander charakteri-
sieren die Thüringer Gesellschaft;

4. jungen Menschen in unserer Gesellschaft durch die Pandemie be-
sonders viel abverlangt wurde. Um vulnerable Gruppen vor An-
steckung und schweren Krankheitsverläufen zu schützen, musste 
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die heranwachsende Generation im Kindergarten, in der Schule, 
in der Ausbildung oder in der Freizeit Verzicht üben. Die jungen 
Menschen haben die Einschränkungen zu großen Teilen akzep-
tiert und angenommen. Dem gebührt unsere Anerkennung und 
besonderer Dank.

III. Die Landesregierung wird aufgefordert, die bestehende Impfkampag-
ne - und bei einer eventuellen weiteren Pandemiewelle: die Teststra-
tegie und Priorisierungen - fortlaufend zu evaluieren und dafür Sorge 
zu tragen, dass ausreichend Testmöglichkeiten existieren und ein lü-
ckenloser Impfschutz möglich ist. Die Landesregierung ist aufgeru-
fen, das Impfgeschehen und die Impfquote unter vulnerablen Grup-
pen, insbesondere Hochaltrigen, zu erfassen. Dazu können auch 
die Seniorenbeiräte einbezogen werden. Zur Sicherstellung ausrei-
chenden Pflegepersonals wird die Landesregierung gebeten, nach 
Feststellung einer personellen Notlage durch das zuständige Minis-
terium zeitlich eng befristete Ausnahmeregelungen bei der Personal-
bemessung und bezüglich der Dokumentationspflichten zu prüfen.

IV. Der Landtag stellt fest, dass Menschen, die zu Hause gepflegt wer-
den und ihre pflegenden Angehörigen einer besonders großen Be-
lastung in der Krise ausgesetzt waren und dass diese gesellschaft-
lich bedeutende Arbeit mehr Anerkennung und Unterstützung durch 
die Gemeinschaft benötigt. Die Landesregierung wird aufgefordert 
zu prüfen, welche weiteren Schritte zur Entlastung von pflegenden 
Angehörigen nötig sind, insbesondere um weitere Plätze in der Ver-
hinderungs- und Kurzzeitpflege in Thüringen zu schaffen und diese 
flexibel anbieten zu können sowie Hürden in der Anerkennung von 
Haushaltshilfen abzubauen. Zudem ist zu prüfen, wie Beratungsstruk-
turen niedrigschwellig, regional vernetzt und aufsuchend weiterentwi-
ckelt werden können, um die bisher überwiegenden stationären Bera-
tungsangebote zu mobilen Beratungsdiensten weiter zu entwickeln.

V. Der Landtag bittet die Landesregierung, in Zusammenarbeit mit dem 
Landesseniorenrat und dem Landesbeirat für Menschen mit Behin-
derungen eine Befragung zu den Auswirkungen der Maßnahmen zur 
Bewältigung der Corona-Pandemie auf die Lebensqualität der Be-
wohnerinnen und Bewohner in stationären und ambulanten Einrich-
tungen der Altenpflege sowie der häuslichen Pflege in Thüringen zu 
beauftragen, um insbesondere die wechselseitigen psychischen und 
physischen sowie sozialen Folgen der aktuellen Pandemie und ihrer 
Bewältigungsmaßnahmen besser ableiten zu können.

VI. Das Programm AGATHE "Älter werden in Gemeinschaft - Thüringer 
Initiative gegen Einsamkeit" ist ein geeignetes Instrument zur Vor-
beugung von Einsamkeit. Die Landesregierung wird gebeten, die 
Kommunen zu unterstützen und gegebenenfalls durch Synergieef-
fekte auf eine zügige, flächendeckende Implementierung des Pro-
gramms hinzuwirken.

VII. Der Landtag stellt fest, dass mit dem Thüringer Gesetz zur Stärkung 
der Mitwirkungs- und Beteiligungsrechte von Senioren (ThürSenMitw-
BetG) ein wichtiger Grundstein gelegt ist, um die Mitwirkungs- und 
Beteiligungsrechte landesweit zu stärken. Der Landtag stellt jedoch 
ebenfalls fest, dass die nach § 7 Abs. 1 ThürSenMitwBetG vorgese-
hene Praxis der Beteiligung des Seniorenrates an Landesverordnun-
gen im Falle der Verordnungen zur Regelung infektionsschutzrecht-
licher Maßnahmen zur Eindämmung des Coronavirus SARS-CoV-2 
nur unzureichend erfolgte. Die Gründe für die erfolgte Nichtbeteili-
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gung sind aufzuarbeiten und eine Konzeption für die Krisenkommu-
nikation, insbesondere in pandemischen Lagen, durch die Landes-
regierung zu erarbeiten. Dabei sind die Betroffenen zu beteiligen.

VIII. Die Landesregierung wird aufgefordert, Pflegebedürftige und de-
ren Verwandte und Bekannte zielgenau über Maßnahmen, Initia-
tiven und Förderungen zu informieren, die dem Ziel dienen, unter 
der Maßgabe des Infektionsschutzes Einsamkeit zu überwinden.

IX. Der Landtag fordert die Landesregierung auf, Vertreterinnen und 
Vertreter von Interessenverbänden wie "Wir pflegen e. V.", die Alz-
heimergesellschaft, den Landesseniorenrat, den Landesfamilien-
rat und dem Landesbehindertenbeirat ein Mitbestimmungsrecht im 
Landespflegeausschuss sowie im Thüringer Bündnis für gute Pfle-
ge zu ermöglichen.

Begründung

Menschen mit einem besonders hohen Risiko, sich mit SARS-CoV-2 zu 
infizieren und mit einer höheren Wahrscheinlichkeit für einen schweren 
Verlauf einer Corona-Erkrankung, wie insbesondere Hochaltrige, aber 
auch Vorerkrankte oder Menschen mit Behinderungen, litten während 
der Corona-Pandemie besonders unter der Einschränkung der Kontakte. 
Über einen langen Zeitraum waren diese Beschränkungen jedoch das 
effektivste Mittel, um die Infektion mit dem gerade für diese Personen-
gruppen besonders gefährlichen Coronavirus SARS-CoV-2 einzuschrän-
ken. Das bedeutete für Risikogruppen: Einerseits lebten sie in ständiger 
Angst vor einer unsichtbaren und tödlichen Bedrohung. Die Beschrän-
kung der physischen Kontakte blieb das effektivste Mittel, um diese Be-
drohung einzuschränken. Doch genau diese Beschränkung der Kontak-
te bedeutet: Je länger die Corona-Pandemie andauerte, umso stärker 
litten Menschen mit höherem Risiko an Einsamkeit und sozialer Distanz.

Auch wenn sich Deutschland in der Übergangsphase vom pandemi-
schen in ein endemisches Geschehen befindet, so kann nicht mit Si-
cherheit gesagt werden, wann dieser Vorgang abgeschlossen ist. Den 
Menschen in den Thüringer Einrichtungen der Pflege und der Behinder-
tenhilfe sollen im Falle des erneuten Auftretens eines lebensbedrohli-
chen Virus nicht erneut - wenn auch zur Aufrechterhaltung ihres eige-
nen Schutzes - die Vereinsamung drohen.

Die Pflegenden in der häuslichen, ambulanten und stationären Pflege 
haben in den vergangenen Monaten Herausragendes geleistet, um der 
Einsamkeit der ihnen Anvertrauten entgegenzuwirken. Dazu wurden 
schnell auch innovative Möglichkeiten des kontaktlosen Miteinanders 
gefunden. Diese Innovationskraft und Empathie wollen wir unterstüt-
zen, beispielsweise indem bestehende bürokratische Vorgaben für die 
Pflegekräfte auf den Prüfstand gestellt werden oder bestehende unter-
stützende Programme wie AGATHE ausgebaut werden. Dies kann al-
lerdings nur eine kleine Ergänzung zu den notwendigen Strukturrefor-
men zur grundlegenden Verbesserung der Arbeitsbedingungen in der 
Pflege sein.

Für die Fraktion
DIE LINKE:

Für die Fraktion  
der CDU:

Für die Fraktion  
der SPD:

Für die Fraktion  
BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN:
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